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GesprächspartnerInnen in Rumänien waren:

IPPF-Mitgliedsorganisation „Societatea de Educatie Contraceptiva si Sexuala“ (SECS)

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Rumänien

ACCEPT, The Romanian Association for Gays and Lesbians

UNOPA, The Federation of Associations of People Living with HIV/Aids and Parents of Children Living with HIV/Aids

Peter Eckstein Kovacs, Mitglied des Senats für die Ungarische Demokratische Partei

UNFPA, Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen in Rumänien

Gesundheitsminister Eugen Nicolaescu, Mitglied der Nationalliberalen Partei

NRO Romanian Angel Appeal, (RAA)

„National Agency against Trafficking in Person“ (ANITP)

Bürgerrechtlerin Mariana Celac

Das Interesse der Gruppe an den neuen EU-Mitgliedsstaaten aus dem ehemaligen Ostblock ist groß und bildet einen Schwerpunkt der Arbeit. Partner bei der Gestaltung des Programms war die „Societatea de Educatie Contraceptiva si Sexuala“ (SECS), die nichtstaatliche Familienplanungsorganisation, Mitglied der International Planned Parenthood Federation (IPPF) und damit Vertreterin Rumäniens im internationalen Verband der Familienplanungsorganisationen. 

Das Programm dieser Reise war so zusammengestellt, dass die Teilnehmerinnen einen facettenreichen Einblick in staatliches und nichtstaatliches Handeln zum Thema SRGR in Rumänien erhalten. In der Dynamik dieser Konstellation wurde schnell ein Phänomen deutlich, welches für alle postkommunistischen Ländern charakteristisch ist: Die Situation von Nichtregierungsorganisationen (NRO) wird immer schwächer und schwieriger, da die Regierungen aus alter Tradition jeder nicht von ihr kontrollierten bürgerlichen Interessensvertretung misstrauen. Nach dem Zerfall des kommunistischen Verwaltungs- und Staatsapparates entwickelten sich auf allen Gebieten, auch auf dem der SRGR, NRO, die die Lücken in der Gesundheitsversorgung füllten. Dabei erhielten sie von internationalen, oft U.S.-amerikanischen Geldgebern (z.B. US AID) organisatorische und finanzielle Unterstützung. Mit dem Beitritt zur EU fühlte sich die rumänische Regierung verpflichtet, diese Aufgaben selbst zu übernehmen. Die internationalen Geber zogen sich ebenfalls zurück und so befinden sich die NRO mehr oder weniger in einer verzweifelten finanziellen Lage. Der Hinweis auf europäische Förderprogramme ist wenig hilfreich, da die jeweils eingeforderten Eigenmittel nicht erbracht werden können. Die NRO generieren keine Einnahmen – und die rumänische Regierung übernimmt – mit wenigen Ausnahmen, wo sie einen 2prozentigen Anteil übernimmt - nicht die Sicherstellung dieses Eigenanteils. Daraus folgt, dass die für jede sich entwickelnde Demokratie bedeutenden Impulse des zivilgesellschaftlichen Engagements immer schwächer werden. Zum Zweiten werden wichtige Felder im Bereich SRGR mangels Ressourcen austrocknen, bzw. einen anderen Stellenwert bekommen, da der Staat mit seinen Agenturen natürlich anders arbeitet als eine NRO. Beispielsweise wurde das Feld der Sexualaufklärung auf dem Land von SECS bestellt. Auch die Vorläufer der staatlichen Agentur für die Opfer von Menschenhandel waren NRO.

Die Begegnungen während der Reise vom 1. bis 4. Juli 2008 in Rumänien:

Treffen mit  SECS, die „Societatea de Educatie Contraceptiva si Sexuala“ SECS wurde repräsentiert durch die Geschäftsführerin Dr. Borika Köö und vier ProjektmitarbeiterInnen. Die 1990 gegründete Organisation ist die progressivste zum Thema sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte in Rumänien. Sie ist ein Bilderbuchbeispiel für die schwierige Situation der NRO in Rumänien. Zur Zeit ist aufgrund der oben geschilderten Verschlechterungen der Situation der NRO die ehemalige Beratungsstellenstärke von elf auf  dreigeschrumpft.  SECS hat mit dem Rückzug seines Hauptgeldgebers US AID seine institutionelle Förderung komplett verloren. Ein Großteil der MitarbeiterInnen musste entlassen werden. SECS versucht mit Hilfe des Europäischen Strukturfonds das Dienstleistungsangebot wieder neu aufzubauen. Ob ihre Bemühungen erfolgreich sein werden, ist nicht absehbar.

Seit 1996 sind die Rumäninnen und Rumänen nach westlichem Modell krankenversichert. Das zentralisierte staatliche Gesundheitssystem ist weitgehend Vergangenheit. Frau Köö stellt den aktuellen Gesetzen eine gute Note aus, der Praxis eine weniger gute. In den staatlichen Krankenhäusern herrscht auf den Entbindungsstationen noch der alte Stil, rooming-in ist die Ausnahme, Väter müssen oft Tage warten, bis sie ihr Kind sehen. Reiche Frauen gebären im Ausland. Die Schwangerschaftsvorsorge sieht zehn Untersuchungen vor. Das funktioniert in den Städten, nicht auf dem Lande. 

Die SECS-Volontäre Alex und Diana, beides Studenten, die über die Dörfer ziehen, um ihre Altersgenossen aufzuklären, berichten von einem enormen Stadt- Landgefälle. Nur 20 Prozent der Jugendlichen auf dem Lande haben Zugang zum Internet und damit zu Aufklärung. Zuhause findet sie nicht statt. Über „so was“ wird traditionell nicht gesprochen. In der Schule fällt in der Regel Sexualaufklärung aus, weil die LehrerInnen nur ungenügend geschult sind und ihnen das Thema unangenehm ist. Obwohl aus dem Global Fund (Der Global Fund wurde zur Finanzierung einer einschneidenden Wende im Kampf gegen Aids, Tuberkulose und Malaria gegründet. Er arbeitet eng mit anderen bilateralen und mulitlateralen Organisationen zusammen, um bereits existierende Bemühungen zur Eindämmung von Aids, Tuberkulose und Malaria sinnvoll zu ergänzen.) 3 Mio . Euro investiert wurden, funktioniert das Programm nicht. In Rumänien existiert, obwohl sich die Mehrheit der RumänInnen laut Auskunft der GesprächspartnerInnen als religiös bezeichnen, keine moralische Instanz, die sexuelle Aktivitäten verbietet. Im Land zeigt sich die gleiche Entwicklung wie in anderen westlichen Industrienationen: die Frauen bekommen weniger und später Kinder. Die Fertilitätsrate beträgt 1,3 Prozent, aber auch die Schwangerschaftsabbruchrate ist rückläufig. Kontrazeptiva sind für eine große Gruppe von Frauen kostenlos: Schülerinnen und Studentinnen, Arbeitslose, Bäuerinnen, sozial Bedürftige. Ein Schwangerschaftsabbruch ist bis zur 12. Woche zugelassen, bis zur 14. Woche muss eine Ärztekommission zustimmen. Bei Gefahr für das Leben der Mutter ist ein Schwangerschaftsabbruch immer gestattet.  (Kondome kosten 3 Stück ca. 1 Euro, die Pille zwischen 1 und 2 bis 10  Euro 
- bei durchschnittlich 150 Euro Monatseinkommen) SECS will sich in Zukunft besondern der Familienplanung im ländlichen Raum widmen. 51% der Bevölkerung lebt auf dem Lande. 30 Prozent arbeitet in der Landwirtschaft (andere EU-Staaten 2 – 3 %).

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland

In der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland wurde die Gruppe vom Ständigen Vertreter des Botschafters, Hans Jörg Neumann empfangen. Herr Neumann verzeichnet eine insgesamt positive, aber letztlich langsame Entwicklung Rumäniens sowohl die Wirtschaft wie die Demokratie betreffend. Die politische Entwicklung gestaltet sich immer wieder undurchsichtig und sprunghaft, denn es passiert häufig, dass Politiker Parteien und damit Ideologien wechseln wie Hemden. Parteiprogramme und Überzeugungen sind beliebig und werden weder von den Politikern noch der Bevölkerung als bindende Werte empfunden. Die originären Oppositionellen, die schon unter der kommunistischen Diktatur aufbegehrten, sind häufig im Ausland oder vereinzelt oder resigniert. Frauen in der Politik sind selten. Aktuell gibt es im  Kabinett der rumänischen Regierung keine Ministerin. In höheren Positionen sind Frauen kaum zu finden. Die Lage von NRO beschreibt Herr Neumann als äußerst kompliziert und prekär. Auch die deutsche Botschaft, die gerne thematisch aktuelle Tagungen veranstaltet, findet keine Ansprechpartner im NRO-Bereich. Die Gruppen werden systematisch geschwächt und ihre Aktivitäten mit Misstrauen beobachtet. 

Korruption ist ein anhaltende Krankheit. Rumänien liegt laut Transparency International auf Platz 69 von 179 Plätzen bezüglich Korruption.

Abendessen mit Mitgliedern von ACCEPT, 
The Romanian Association for Gays and Lesbians. 

Vier Mitglieder von ACCEPT, Irina Nita, Florentina Bocioc, Tudor Kovacs und Florin Buhuceanu, berichteten vom Alltagsleben für Schwule und Lesben in Rumänien. Bis 2001 war Homosexualität verboten. Der Alltag ist unterschiedlich intensiv von Diskriminierung gekennzeichnet, wobei natürlich eine Großstadt wie Bukarest der beste Ort für ein angstfreieres Leben ist. In der Provinz, gar auf dem Lande sieht es  anders aus. Über 50 Prozent der Rumäninnen und Rumänen sind offen homophob. Traditionell sind lesbische Frauen weniger bedroht als schwule Männer. Zur Entspannung trägt bei, dass seit etwas vier Jahren die rumänische Presse weniger diskriminierend über Homosexuelle berichtet. Zwei Themen sind im Moment für ACCEPT wichtig: 

Transgender-Frauen und Männer, die eine Geschlechtsumwandlung vornehmen wollen, müssen jahrelang warten. Es gibt kein geregeltes Prozedere. Es ist problematisch, den Namen in den Ausweispapieren zu ändern. ACCEPT möchte gerne die englische oder spanische Rechtsposition übernommen haben. 

Die ärztliche Schweigepflicht steht auf dem Papier. Es gibt in Rumänien keine Tradition für diese Selbstverständlichkeit. Unter Ceausescu mussten Ärzte das Ausbleiben der Periode bei Frauen melden, um eine mögliche illegale Abtreibung zu verhindern. Gerade im Bereich HIV/Aids und Geschlechtsänderung kann die Verletzung der Schweigepflicht unangenehme Folgen für die Betroffenen haben. 

Besuch bei UNOPA (The Federation of Associations of People Living with HIV/Aids and Parents of Children Living with HIV/Aids; (www.unopa.ro))

Diese NRO engagiert sich für die Rechte von HIV-Infizierten, versteht sich als Gesprächspartner für die Regierung, führt Projekte durch. Der Verband wurde von 24 Betroffenen gegründet. Er hat heute 1.200 Mitglieder und ist die einzige NRO in Rumänien, die sich für HIV/Aids-Infizierte engagiert. Die Organisation ist in 16 von 42 Distrikten Rumäniens vertreten. Gesprächspartner ist der Geschäftsführer Julian Petre. 

In Rumänien lebt eine besonders tragisch betroffenen Gruppe. Etwa 10.000 Kinder wurden zwischen 1985 und 1992 mit HIV/Aids infiziert und zwar durch unsaubere Impfnadeln. Bis heute haben 7.000 Menschen überlebt. Sie sind jetzt junge Erwachsene, die medikamentenabhängig sind und vor der Situation stehen, eine Familie gründen zu wollen. In der Zeit von 1995 bis 2000 wurden sie nicht behandelt. Sie wurden diskriminiert und stigmatisiert. Viele haben die Schule aus diesen Gründen früh verlassen, verfügen deshalb heute über eine schlechte Ausbildung und wenig Berufschancen. Um das Jahr 2000 starben viele der Kinder. Im ganzen Land schlossen sich Eltern zu Gruppen zusammen und gründeten den Dachverband UNOPA. Erst spät übernahm der Staat öffentlich die Verantwortung für den ungeheuren und  andauernden  Gesundheitsschaden. Ein Ergebnis davon ist, dass die Betroffenen kostenlose medizinische Behandlung, einen Lebensmittelzuschuss und Vergünstigungen wie Menschen mit Behinderungen erhalten. Aufgrund der Behandlung leben die meisten Betroffenen wie andere Jugendliche. Die antiretrovirale Behandlung ist aufgrund eines Landesprogramms kostenlos. 

UNOPA hat versucht, die jungen Leute zur Verantwortung zu erziehen, indem sie ihre Sexualpartner über ihre Infektion informieren. Die meisten verhalten sich so, aber es gibt auch Ausnahmen. Pro Landkreis gibt es eine Fach-Station in einem Krankenhaus, die diese Menschen behandeln können. Die PatientInnen gehen nicht zum Familienarzt wie alle anderen RumänInnen. Sie konsultieren ihren vertrauten Facharzt. Ein Problem sind Zahnärzte, die - wenn sie erfahren, dass der Patient HIV positiv ist - sich weigern, die Behandlung durchführen. Das führt dazu, dass die Betroffenen ihren Zustand verschweigen. 

Eine medizinische Besonderheit hat sich in den letzten Jahren gezeigt: jeder Virus entwickelt in jedem Menschen über die Zeit hinweg ein eigenes Profil. Er wird sozusagen der ganz persönliche Virus. Wenn der oder die Infizierte ungeschützten intimen Kontakt mit einem anderen Infizierten hat, kommt es zu einer Reinfizierung. Die Betroffenen können mit ihrem eigenen Virus überleben, aber ein zusätzlicher fremder Virus ist gefährlich. Bisher sind alle Kinder, die infizierte Frauen geboren haben, negativ. 

Die finanzielle Situation von UNOPA ist prekär. Nach dem EU-Beitritt Rumäniens haben sich einige Geldgeber zurück gezogen. Es sind die Europäischen Strukturfonds, die für die Organisation zugänglich wären, aber das funktioniert nicht, denn bei jedem Antrag müssen 10 bis 20 Prozent als Eigenanteil ausgewiesen werden. UNOPA hat keine eigenen Einnahmen, kann somit nicht in den Genuss der europäischen Mittel kommen. Der zuständige Gesundheitsminister hat bislang keine Mechanismen geschaffen, diese 10 Prozent  für die NRO bereit zu stellen. UNOPA hat  bereits die Zusage für eine Förderung aus dem Strukturfond bekommen, sieht sich aber nicht in der Lage, die Ko-Finanzierung aufzutreiben. Aktuell hat UNOPA noch für dieses Jahr Mittel aus dem ‚Global Fund’:  Damit deckt die Organisation die Kosten für das Büro. Von rumänischen ParlamentarierInnen erhält UNOPA keine Unterstützung. Julian Petre befürchtet, dass die NRO, die keine Einnahmen generieren, auf diese Weise von der Bildfläche verschwinden. 

Besuch bei Peter Eckstein Kovacs, Mitglied des Senats für die Ungarische Demokratische Partei in Rumänien. 

Peter Eckstein Kovacs repräsentiert den Landkreis Cluj/Klausenburg. Er ist in seiner 3. Legislaturperiode und Mitglied des Rechtsausschusses. Auf die Frage nach der Schweigepflicht bestätigt der Abgeordnete, dass es die Schweigepflicht des Arztes auch in Rumänien gibt, allerdings nicht im Rang eines Verfassungsgebots. Eine Verletzung wird nicht strafrechtlich verfolgt, sondern nur disziplinarisch oder verwaltungsrechtlich. 

Thema Adoptionsrecht: Es gibt ein Gesetz für Adoptionen innerhalb Rumäniens. Peter Eckstein Kovacs findet es gut, dass es infolge von Skandalen in der Vergangenheit keine Auslandsadoptionen mehr gibt. 

Seine Organisation ist eigentlich keine Partei sondern der Dachverband der Ungarn in Rumänien. Es ist der frauenfeindlichste Verband im Lande, befindet er selbst. Der ungarische Verband stellt 30 Abgeordnete, davon ist nur einer weiblich. Bei den Lokalwahlen sind nur 3 Prozent Frauen gewählt worden. Kovacs hat versucht, das „Reißverschlusssystem“ anzuregen. Er fand mit diesem Vorschlag mehr Verständnis im rumänischen Parlament als im Verband der Ungarn. Zu den nächsten Parlamentswahlen im Herbst tritt ein neues Wahlgesetz in Kraft, bei dem das Mehrheitswahl eingeführt wird. Das verbessert die Chancen der Frauen nicht.

Termin bei UNFPA, (http://www.unfpa.ro) 

Bei UNFPA wurde die Delegation u.a. von der Länderdirektorin Marlène Francois Lays empfangen wird. Den Vortrag über die Situation in Rumänien hält Mihal Horga. UNFPA führt seit 2005 und noch bis Ende 2009 gemeinsam mit anderen UN Organisationen ein Länderprogramm durch. Das enthält drei Schwerpunkte: reproduktive Gesundheit, soziale Grundversorgung, Gewalt gegen Frauen. UNFPA arbeitet mit Regierungsstellen, mit Universitäten und mit NRO zusammen. Nach dem Beitritt Rumäniens in die EU ist UNFPA der einzige internationale Partner, der geblieben ist. Mihal Horga betont, dass es beim Thema SRGR keinerlei Widerstände seitens der Regierung, der Kirchen oder der Medien gibt. Die Zusammenarbeit sei hervorragend. 

Zum Thema reproduktive Gesundheit verteilt UNFPA gratis Verhütungsmittel, trainiert Beraterinnen und Berater und führt Aufklärungsprogramme über den Zugang zu Dienstleistungen durch. 

Sozial schwache Gruppen bekommen in Rumänien freie Verhütungsmittel: Arme, StudentInnen, SchülerInnen, Arbeitslose, Frauen auf dem Land, Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch hatten. Es gibt keine Altersgrenze für die Verteilung von Kontrazeptiva. Das Verfahren ist stark vereinfacht worden. Das Gesundheitsministerium investiert jährlich 1,5 Mio. Dollar in den Erwerb von Kontrazeptiva (In Rumänien gibt es keine Kondomproduktion mehr, die pharmazeutische Industrie wurde privatisiert). Die kostenlose Versorgung mit Kontrazeptiva führt zu einem bemerkenswerten Rückgang der Schwangerschaftsabbrüche. „Verhütung verhindert Abbrüche, aber nicht die Fruchtbarkeit“ sagt Mihal Horga. 1990 schoss, nach der Aufhebung des strikten Verbots aus der Ceausescu-Zeit, die Zahl nach oben (Eine Mio. Abbrüche im ersten Jahr), seitdem geht die Zahl kontinuierlich nach unten. In 1989 betrug die Zahl der Frauen, die während eines Schwangerschaftsabbruchs starben, über 600; nach der Legalisierung sank die Zahl auf elf Todesfälle pro Jahr. Heute treiben besonders junge und besonders ältere Frauen ab. Das Alter der Frauen, die ein Kind bekommen wird zunehmend höher, früher waren sie zwischen 23 und 24 Jahren. Heute planen sie ein Kind für später. 

UNFPA trainiert BeraterInnen für SRGR. Das Training der BeraterInnen umfasst die Themen sexuell übertragbare Krankheiten, vor- und nachgeburtliche Betreuung, generelle Beratung zur Familienplanung und Verhütung. Die Ausbildung erfolgt nach einem Curriculum, das SECS entwickelt hat. Wichtig ist zu vermitteln, dass Beratung qualifiziert, professionell und unabhängig sein muss. 

Die Familienplanungsversorgung in Rumänien liegt in den Händen der praktischen Ärzten und nicht der Gynäkologen. Dies wurde zu Beginn der 90er Jahre entschieden und trug dazu bei, mit den sogenannten Familienärzten ein dichteres Versorgungsnetz über das Land zu spannen.Das System der Familienärzte wurde mit der Reform des Gesundheitswesens strukturell geändert: war in der alten Zeit ein Arzt nach Straßen zuständig, sind es jetzt Listen von Ärzten, aus denen die Patienten wählen können. Zu den Arztpraxen gibt es speziell ausgebildete Krankenschwestern, die aufsuchend tätig sind. 

Neu ist auch der „Roma-Health Mediator“. Das ist normalerweise eine Romavertreterin, die aus der Mitte ihrer Gemeinschaft gewählt wird. Sie erhält eine Ausbildung und ist die Verbindungsfrau zwischen den Roma und den Repräsentanten des Gesundheitssystems. 

In Rumänien gibt es die Tradition, dass schwangere Frauen zum Arzt gehen, denn in der Zeit unter Ceausescu bekamen Ärzte Probleme, wenn sie die Frau nicht sahen. Aus dieser Zeit sind gute Statistiken erhalten. Die Mehrheit der Frauen (94 %) geht auch heute zur vorgeburtlichen Betreuung zu ihrem Familienarzt, der sie - wenn nötig – zum Gynäkologen überweist. Das Problem ist, dass mittlerweile viele Ärztinnen und Ärzte das Land verlassen, weil sie in Spanien oder Deutschland  besser verdienen. Deshalb gehen kleine Gemeinden dazu über, Ärzten z.B. ein Haus oder ein Grundstück anzubieten, damit sie bleiben.

Stela Serghiuta referiert die Angebote von UNFPA für junge Leute: Die Schwerpunkte sind verschiedene Dienstleistungen von Beratung bis zu Sexualaufklärung. Strategisch wurden die diversen Gesundheits-Dienstleister wie Familienärzte, Schulärzte etc. auf die Bedürfnisse ihrer Klientel hin trainiert. Das Training findet nach einem Curriculum der WHO statt. Bisher sind allerdings noch nicht alle Distrikte erfasst. UNPA hat auch Erfahrung mit peer education (Junge Freiwillige gehen zu Gleichaltrigen im Alter von 15 bis 24 Jahren). Sie gehen in Schulen und arbeiten mit jeweils den gleichen Gruppe acht bis zwölf Stunden, verteilt über ein Schuljahr. Auch Frau Serghiuta räumt ein, dass der verpflichtende Aufklärungsunterricht an den Schulen oft mangelhaft ist oder gar nicht stattfindet. 

Besuch  beim Gesundheitsminister Eugen Nicolaescu, Mitglied der Nationalliberalen Partei. 

1998 wurde die erste ernsthafte Gesundheitsreform in Rumänien begonnen, aber sie endete zwischen 2000 und 2006 im Koma. Seit 2006 versucht Rumänien erneut eine Reform durchzuführen. Zwar wurde bereits mit der Reform 2000 das Gesundheitssicherheitssystem als Versicherungssystem eingeführt, aber die damalige Regierung nutze das Geld zur Deckung des Haushaltsdefizits.  In 18 Jahren Demokratie waren 16 Minister im Amt tätig - kein Wunder, dass kein kontinuierlicher Aufbau erfolgte. Nicolauesco ist bereits drei Jahre im Amt. 

2006 begann die Regierung, der Nicolaescu angehört, das Gesundheitssystem zu rekonstruieren und dabei die Praxis verschiedener europäischen Ländern zu kopieren. Das Hauptaugenmerk gilt seitdem  der Vorbeugung. Aktuell erhebt sein Ministerium den Gesundheitszustand der Bevölkerung. Alle RumänInnen werden zum Arzt geschickt und  kostenlos untersucht. Es werden Daten über Risiken, chronischen Erkrankungen etc. erhoben. Die Massenuntersuchung begann im Juni 2007 und endet im Dezember 2008. Von 21 Millionen Rumänen sind bis Ende März 2008 mehr als 50 Prozent beim Arzt gewesen. Der Minister erhofft eine Gesamtbeteiligung von 70 Prozent. Die Teilnahme am Programm ist freiwillig. Die Ziele des Programms waren: Dokumentation der Gesundheitsrisiken, Erstellung eines Risikogramms. 

Die Ergebnisse bis heute: 28 Prozent der Bevölkerung hat ein Risiko für Diabetes. Das weitere Ziel ist daher: Kampf gegen Übergewicht, besonders bei Kindern. Des weiteren: Einführung eines Screening-Programms für Frauen für Gebärmutterhals- und Brustkrebs. Das Programm wird auf drei bis fünf Jahre angelegt. Die Labore müssen dafür allerdings erst  ausgerüstet werden. Noch in diesem Jahr wird die Pflichtimpfung gegen Gebärmutterhalskrebs bei Mädchen ab 12 Jahren eingeführt. Außerdem gibt es ein Programm für „safer sex“ und eines für Familienplanung. Beide sind kostenfreie Programme der Regierung.

Rumänien hat außerdem noch Probleme mit der Tuberkulose. Zu ihrer Bekämpfung gibt es ein Sonderprogramm (Laufzeit bis 2010). In einem armen Land  wie Rumänien kommt diese Krankheit immer noch vor. Deshalb muss die Prävention verstärkt werden. Da diese Krankheit vor allem bei der armen Roma-Bevölkerung vorkommt, bildet der Staat Roma-Mediatoren aus, die den Zugang zu dieser Bevölkerungsgruppe herstellen.

Fakten zum Thema HIV/Aids: In Rumänien erhalten 7.591 Menschen eine kostenlose antiretrovirale Behandlung.  Der begonnene Abbau des staatlichen Zentralismus kommt den HIV/Aids Kranken zugute:  In jeder Apotheke des Landes kann der/die PatientIn jetzt seine Medikamente abholen. Bisher musste er/sie weite Wege zur nächsten Krankenhausapotheke in Kauf nehmen. Das Ministerium bestätigt sich sehr gute Beziehungen zu den NRO wie UNOPA und Romanian Angel Appeal. Die Vertreter dieser Organisationen gehören dem Nationalen Ausschuss für HIV/Aids an. Sie werden durch Mittel des Global Fund gefördert. Der Minister hat den NRO empfohlen, sich zu vereinigen. Einige der NRO haben den Status der Gemeinnützigkeit erhalten. 

Aktuell ist das Ministerium dabei, auf die Projektvorschläge von NRO zu warten. NRO, die gemeinnützig sind, können eine Ko-Finanzierung seitens des Staates verlangen. Für das Jahr 2009 sind die Vorbereitungen für die Finanzierung einiger NRO getroffen worden. Der Staat übernimmt nicht die vollständige Finanzierung, der Umfang hängt vom einzelnen Projekt ab.

Gemeinsam mit Portugal, Bulgarien und Deutschland hat Rumänien eine Arbeitsgruppe gebildet, die daran arbeitet, die Kosten für antiretrovirale Medikamente zu reduzieren. Es kommen immer neue und teurere Medikamente auf den Markt, die sich der Staatshaushalt nicht leisten kann. Vereint will man gegenüber den Herstellern auftreten. Bisher war die Arbeitsgruppe auf der Ebene Staatssekretäre leider noch nicht sehr aktiv.  

Zu den immer wieder kehrenden Themen Aufklärung und Schweigepflicht sagt der Minister: 1. 
Sowohl in der Schule wie in den Familien sind die Rumänen in Bezug auf Sexual​aufklärung sehr zurückhaltend. Das Unterrichtsministerium soll ein Programm auflegen, damit die Ärzte in die Schulen gehen.  2. 
Seit 2004 ist ein strenges Gesetz zur Schweigepflicht in Kraft. Bisher gab es noch keine Verurteilung. 

Besuch bei NRO Romanian Angel Appeal, (RAA) http://www.raa.ro 
- dort Gespräch mit der Geschäftsführerin Silvia Asandi. 

RAA wurde 1991 auf Initiative der vier Frauen – nämlich denen der Beatles - gegründet. Olivia Harrison war Initiatorin  und Motor. Gemeinsam mit ihrem Mann hat sie eine Reihe von Künstlern zusammengerufen, um Angel Appeal zu gründen. Es ging damals um das Schicksal von Waisenkindern in Rumänien. Die Organisation hat an der Rehabilitierung von 20 Waisenhäusern mitgearbeitet. In den Kinderheimen aus denen die Bilder um die Welt gingen, hat sich RAA engagiert. Dort  waren die Kinder nicht generell krank, aber oft geistig behindert, manche auch HIV/Aids infiziert. Die Heime sind längst aufgelöst, teilweise auch anderen Trägern übergeben worden. Die Strategie war, die Kinder in Pflegefamilien unterzubringen. Nur in den Heimen der Schwarzmeerstadt Constanca, die RAA 1990/91 übernommen hatte, waren die Kinder mit allen klinischen Phänomenen aidskrank. Die meisten sind bereits im ersten Jahr gestorben. Die Überlebenden werden von NRO betreut. Sie leben in familienähnlichen Institutionen oder Pflegefamilien, bekommen eine Ausbildung und sind mittlerweile junge Erwachsene. 

Da viele dieser Kinder einen Teil ihres Lebens im Waisenhaus verlebt haben, sind  Familienstrukturen besonders wichtig für sie. Das Programm, zu dem auch die Unterstützung der „Eltern“ gehört, finanziert der Global Fund.

Ein anderes Programm hatte das Ziel, die Zahl der ausgesetzten Kindern z.B. in Krankenhäusern zu reduzieren. Bis jetzt hat RAA 16 Tageskliniken für infizierte Kinder und Jugendliche und ihre Familien eingerichtet. Es ist auch der Verdienst von RAA einen multidisziplinären Ansatz zur Behandlung von Infizierten in Rumänien eingeführt zu haben. Das bedeutet, dass neben der medizinischen Betreuung auch psychologische Begleitung und praktische Erziehung angeboten wird. Die Tageskliniken heißen „Sonnenblumenkliniken“ und sind speziell für die Kinder, die ab 1990 infiziert wurden. 

Seit 2002 diversifizierte RAA seine Programme. Ein  neues Projekt befasst sich mit der Verhinderung der Übertragung von HIV/Aids von Mutter zu Kind. Voraussetzung ist die Kooperation mit den medizinischen Zentren. Es wurden Arbeitsgruppen gebildet, in denen die Familienärzte, Fachärzte, Gynäkologen, die Kliniken und die Beratungszentren vertreten sind. Bis jetzt konnte das Programm in 16 Landkreisen und in Bukarest umgesetzt werden. 

Ein weiterer Tätigkeitsbereich ist die Forschung.  Seit 2000 gehört RAA dem Pentanetz (www.pentatrials.org/network.htm)  an. Das ist ein Netzwerk von wissenschaftlichen Institutionen, die die Effektivität der antiretorviralen Behandlung von Kindern überwachen. Partner sind verschiedene europäische Universitäten, Kinderkliniken. RAA verwaltet Geld, das der Global Fund rumänischen NRO für die Programme zur Bekämpfung von Tuberkulose und HIV/Aids bereitstellt.

RAA erhielt von 2000 bis 2002 staatliche Förderung und zwar lediglich für die Arbeit in Tageskliniken. Aktuell hat RAA als gemeinnützige Organisation einen Projektantrag bei der Regierung eingereicht. Es sind mehr als 100 gemeinnützige Organisationen registriert, aber nur die Organisationen haben eine Chance auf Mittelzuweisung, die den Regierungsparteien nahe stehen, so Angel Appeal. Seit Rumänien der EU beigetreten ist, ist es sehr schwer als NRO Geld zu bekommen. Selbst für so eine große und international bekannte NRO wie Romanian Angel Appeal ist es fast unmöglich. 

2006 wurde RAA als Hauptempfänger von zwei Zuwendungen aus dem Global Fund benannt. Das waren einmal mehr als 6 Mio. Euro für die Arbeit mit HIV/Aids-Erkrankten und noch einmal eine weitere Summe von 1 Mio. Euro für die Kontrolle und Behandlung von Tuberkulose-Kranken. Im Januar 2007 trat Rumänien der EU bei. Eine Folge ist, dass die Steuerungsgesetze überarbeitet worden sind, so dass ab 2007 der Verzicht des Staates auf Mehrwertsteuer von NRO abgeschafft wurde. Die NRO, die letztlich Arbeit für den Staat tun, müssen jetzt Mehrwertsteuer bezahlen. Das ist bei 6 Mio. Euro eine Menge Geld, Geld das für die alltägliche Arbeit benötigt  wird. Mehrere Versuche mittels Gespräche im Finanz- und Gesundheitsministerium, diese Regelung so zu ändern, so dass die Mittel des Global Fund in Gänze den Betroffenen zugute kommen, sind gescheitert. Die Notwendigkeit für eine gesetzliche Änderung ist bisher nicht eingesehen worden. RAA verhandelt immer wieder, bisher ohne Erfolg. (Dieser Bericht steht in starkem Kontrast zu den Äußerungen des Gesundheitsministers Eugen Nicolaesceu). RAA vermutet, dass die Blockade aus dem Gesundheitsministerium selbst kommt, denn bisher - also vor dem EU Beitritt - hat das Ministerium die Mittel selbst  bekommen und nicht die NRO. Die Regierung kommt offensichtlich gern in den Genuss von Geldern, die für NRO gedacht ist.  RAA plant für September eine Anrufung vor dem Parlament. Darüber wurde auch der Global Fund informiert. Sie findet vor dem Ausschuss für Gesundheit statt. Der RAA ist hoffnungsvoll, das dieses Verfahren erfolgreich ist. 

Nachdem George Harrison gestorben ist, hat sich seine Frau zurückgezogen. Der aktuelle Unterstützer der RAA ist Angelo Moscchino, Bruder des verstorbenen Modedesigners. Er hat 1 Mio. Dollar gespendet, um eine Stiftung zu errichten. Mit diesem Geld konnten die Tageskliniken ausgebaut sowie eine mobile Versorgungseinheit für die HIV/Aids-Kranken angeschafft werden. 

Der Familienarzt

Ungefähr 70 Kilometer südöstlich von Bukarest liegt das Dorf Manastirea im Bezirk Calarasi. Dr. Catalin Petrencic ist einer der Familienärzte, die das Rückgrat der Gesundheitsversorgung in Rumänien bilden. Er praktiziert hier seit 20 Jahren  und hat sich trotz attraktiver Angebote für eine Arbeit auf dem Land entschieden. Im Dorf leben ca. 4.500 Einwohner. Es gibt einen weiteren Kollegen, sie teilen sich die PatientInnen. Dr. Petrencic hat viele PatientInnen, die nicht krankenversichert sind. Sie haben nur Anspruch auf eine minimale Versorgung wie Notfalldienste, Impfungen der Kinder, Überwachung von Schwangerschaften, Schwangerschaftsverhütung. Die Behandlung von HIV/Aids übernimmt das Krankenhaus in der 40 km entfernten Provinzhauptstadt. Wenn der Patient medikamentös eingestellt ist, gibt Dr. Petrenicic die Medikamente aus. Er erinnert sich an die Jahre, in denen HIV/Aids bekannt wurde, als eine sehr schwierige Zeit. Obwohl er noch nicht viel über die Krankheit wusste, achtete er penibel darauf, dass seine Instrumente steril gehalten wurden. In seiner Praxis sterilisierte er bei Stromausfall die Spritzen in Alkohol oder im Backofen. Damals gab es keine Einwegspritzen und trotzdem gab es keine Aids-Erkrankte im Ort. Der Arzt kennt keine Dorfbewohner, die Drogen nehmen. 

Die Benutzung von Kondomen ist bei den Jugendlichen verbreitet. Dr. Petrencic gehört zu den staatlich lizenzierten Ärzten, die Verhütungsmittel kostenlos verteilen können. 

Seit der Gesundheitsreform hat sich die medizinische Arbeit für Dr. Petrencic um 180 Grad verändert. Bis 1989 wohnte er in Bukarest und musste jeden Tag aufs Land pendeln. In der „kommunistischen Zeit“ wurde die Arbeit der Ärzte durch zusätzliche, nichtmedizinische Aufgaben wie Verwaltung etc... eingeschränkt. Eine der Pflichten war, Frauen im gebärfähigen Alter zu überwachen, d.h. z.B.  ihre Periode zu registrieren. Wenn sie „die Tage“ nicht bekamen, nahm der Arzt die Frauen in die Statistik der Schwangeren auf. Bei einer Fehlgeburt mussten die Frauen zur Polizei. Dort wurde sie teilweise misshandelt. 

Nach 1990 zog Dr. Pentrencic ganz ins Dorf. Für verschiedene Bereiche wie Familienplanung, Ernährung der Säuglinge, Kardiologie absolvierte er zusätzliche Fortbildungen. Er praktiziert in seinem großzügigen Privathaus, im Sommer ist der Wartesaal im Garten. Pro Tag konsultieren ihn mindestens 30 PatientInnen. Es sind vor allem chronisch Kranke und Notfälle, mehr als 90 Prozent der PatientInnen kommen zu ihm, bevor sie ins Krankenhaus gehen. Er macht auch Hausbesuche. Wenn eine schwangere Frau ihr Kind nicht austragen will, führt er ein Gespräch, denn in der Regel kennt er alle Frauen im Dorf. Ein Pflicht zur Beratung besteht nicht. Unabhängig davon, ob die Frau die Schwangerschaft austragen will oder nicht, die nächste Station der Facharzt ist. Er selbst hat keine Kontrolle über einen Schwangerschaftsabbruch. In der Regel kommen die jungen Frauen aus Roma-Familien. Die Roma im Dorf sind integriert, bekennen sich zu einer amerikanischen pentecostalen Sekte. Falls eine der Töchter schwanger wird, wird das Kind in die Gemeinschaft aufgenommen und nicht stigmatisiert. 

Das Dorf gehörte in früheren Zeiten dem rumänischen König. Ein Großteil der Dorfbevölkerung arbeitet in der Landwirtschaft, viele erhalten auch Sozialhilfe. Der König hatte die Roma auf sein Gut angesiedelt und ihnen die Arbeit in der Landwirtschaft beibringen lassen. Sie sind im Dorf nie diskriminiert worden. Die Zahl der Neugeborenen ist bei den Roma stark gewachsen. Sie stellen 25 Prozent der Bevölkerung und 60 Prozent der Neugeborenen. Die Roma sind sesshaft geworden, die Mehrheit arbeitet als Tagelöhner. Sie sind kein Problem in der Gemeinschaft, was nach Ansicht von Dr. Petrencic mit ihrer religiösen Bindung zusammen hängt. Sie nehmen die Angebote der medizinischen Versorgung ebenso wahr, wie die rumänischen Dorfbewohner. 

Die Bezahlung des Arztes richtet sich nach der Anzahl der Patienten, nach den Altergruppen. Dazu kommt eine Bezahlung nach einzelnen Leistungen, etwa wenn er an Nichtversicherte einmal alle 3 Monate kostenfrei Kontrazeptiva ausgibt. Bei der versicherten Patientin gilt es als Teil des Basispakets. 

Zum generellen Gesundheitszustand der Bevölkerung im Dorf: Dr. Petrenicic hat seit 1996 alle seine PatientInnen in ein Computerprogramm mit ihrem Status registriert. Im Vergleich zu europäischen Statistiken muss er eine höhere Zahl an Anämie feststellen, sowohl bei den Kindern wie den Schwangeren. In Rumänien ist die Kinderanämie im Durchschnitt bei 50 Prozent, in Manastirea allerdings bei 85 Prozent. Die Ursache ist, dass in der „kommunistischen Zeit“ Unmengen an Düngemitteln in der Landwirtschaft verwendet worden sind, die Nitrate und Nitrite enthalten und sich im Grundwasser und in den Brunnen angereichert haben. Die beiden Chemikalien verhindern die Aufnahme von Eisen im Blut.

Dr. Petrenicic ist mit den Ergebnissen der Gesundheitsreform zufrieden, vor allem der großflächigen Erhebung von Gesundheitsdaten, von der der Gesundheitsminister berichtete. Der Patient sei sich durch diese Erhebung nicht nur eines funktionierenden medizinischen Systems bewusst, er hat auch eine kostenlose ärztliche Beratung erhalten. Auch insgesamt ist der ungewöhnlich engagierte Arzt sowohl mit seiner beruflichen wie der Gesamtsituation des Gesundheitssystems zufrieden.

Empfang durch „National Agency against Trafficking in Person“ (ANITP) in Vertretung durch ihren stellvertretenden Direktor Florin Ionescu. 

Die Regierungsorganisation wurde 2005 gegründet. Sie ist die erste Agentur zur Bekämpfung des Menschenhandels und zur Betreuung der Opfer – nicht nur in Rumänien, sondern in Europa. Vorläufig ist Rumänien ein Herkunftsland, aber auch ein Transitland für die Opfer aus dem Osteuropäischen Raum. Die Lage wird sich nach dem Beitritt zur EU verändern. Ionescu erwartet, dass Rumänien in Kürze Empfängerland wird. 

Die Agentur befasst sich mit der Analyse der Situation in Rumänien und Europa, aber auch mit der Prävention und dem Monitoring der Opferbetreuung. Sie ist ein besonders Ziel der Agentur. Bis 2006 haben sich ausschließlich NRO mit der Opferbetreuung befasst. Jetzt tut es der Staat. Die NRO haben, so Ionescu, bis zur Eröffnung der Agentur sehr gut gearbeitet. Es wurde ein Wissenstransfer von den NRO zu den staatlichen Organisationen vorgenommen. Rumänien hat mittlerweile acht Unterkünfte für die Opfer. 

Das Personal der Agentur kommt aus verschiedenen Bereichen: der Präsident war Mitglied einer NRO für Menschenrechte, Ionescu ist vormaliger Polizist, es gibt Psychologen, etc. 

Seit der Gründung der Agentur wurden sechs Präventionskampagnen rumänienweit durchgeführt. Die Agentur kooperiert mit anderen Staaten, vor allem England. Opfer werden im Rahmen des Zeugenschutzes betreut. Die Agentur versucht die Opfer so zu unterstützen, dass sie vor Gericht aussagen. Ein wichtiges Element der Arbeit ist die Datenbank, in der die Daten der Opfer gespeichert sind. In der Datenbank werden Details gespeichert, um ein genaues Bild der Trends zu spiegeln. Sie ist online, die Polizei und die Grenzpolizei haben Zugriff und können die Daten ergänzen. Die Polizei betreibt auch ebenfalls eine Datenbank über die Täter. Es gibt Bestrebungen, die beiden Datenbanken zusammenzulegen.  Ein Beispiel von der Sinnhaftigkeit der Datenbank:  2007 konnte festgestellt werden, dass viele Opfer nach Tschechien zur Zwangsarbeit gebracht wurden. Folglich wurde eine gezielte Kampagne mit gezielten Warnungen gestartet. Aktuell im Sommer 2008 werden in den Tourismusgebieten am Schwarzen Meer Kampagnen gestartet, die per Flugblätter die Urlauber informieren. Das Motto ist „Entscheide heute, nicht morgen“. Sie wird gemeinsam mit einer Organisation für Kinder durchgeführt, die sagt: „Lasst den Kindern die Kindheit“. Zielgruppe sind Menschen, die lange auf der Straße sind wie Lastwagenfahrer, Taxifahrer und die damit darauf aufmerksam gemacht werden sollen, wenn ihnen Kinder auffallen, die sich unüblich verhalten. Für Minderjährige, die vor allem Opfer von sexueller Ausbeutung geworden sind, gibt es eine spezielle Agentur, wo sich Fachpersonal um deren Betreuung kümmert.

Beim Menschenhandel geht es mittlerweile nicht nur um sexuelle Ausbeutung, sondern auch um Zwangsarbeit, Bettlerei, Straftatenbegehung, Organ- und Gewebeentnahme.  Die wichtigsten Empfängerländer waren 2007 in der Reihenfolge: Spanien, Italien, Tschechien, Rumänien selbst, Griechenland. Deutschland ist auf Platz 6. Mittlerweile überholen Menschenhandelsdelikte zum Ziel der Arbeitsausbeutung die der sexuellen Ausbeutung. Die Nachfrage besteht hauptsächlich im Ausland. Die Rekrutierung findet in Rumänien durch Rumänen statt. Für den Transport sind es meinst national gemischte Teams. Die Menschenhändler in den Zielländern sind sowohl Rumänen, sowie Bürger des Ziellandes. Im Zielland angekommen, erfahren die Opfer, dass sie entweder kein Geld bekommen, weil sie eingesperrt sind oder weil sie angeblich Schulden haben. Einige können irgendwann fliehen. Sie gehen zur Polizei oder zur rumänischen Botschaft. Die man nicht eingesperrt hat, arbeiten weiter in der Hoffnung, eines Tages doch noch Geld verdienen zu können.  

Die Schlüsselbereiche, in denen Arbeitssklaven ausgebeutet werden sind Landwirtschaft, Bau, Pflege. Von den 600 Fällen, von denen die Agentur Kenntnis hat, sind 43 wegen Bettelei bekannt, davon einer in Deutschland. Daran ist zu sehen, wie hoch die Dunkelziffern sein müssen.

Die Agentur unterhält eine gebührenfreie Hotline. Bei der Hotline können sich Interessenten auch über bestimmte Firmen im Ausland informieren, die Jobs anbieten. Die Nummer ist gleichzeitig ein Notruf. Die Hotline ist vorläufig nur aus Rumänien anzurufen. Die Agentur strebt an, dass sie von überall in Europa angewählt werden kann.  

Gesprächspartnerin mit der Bürgerrechtlerin Mariana Celac
Das letzte Treffen der Studienreise lag etwas außerhalb des thematischen Rahmens der SRGR, denn Gesprächspartnerin war die Architektin Mariana Celac. Sie lud die Gruppe ins Bistro des alten Hotels Capsa ein, in den gleichen Saal, in dem sich die kritischen Intellektuellen Rumäniens in der kommunistischen Ära trafen. 

Sie selbst war als bekannte und bekennende Oppositionelle  während der „kommunistischen Zeit“ in den ländliche Norden des Landes verbannt.  Heute ist  sie international vernetzt und arbeitet an Projekten zur sozialen Architektur, entwickelt Verfahren, bei denen die Marginalisierten an den Rändern der Städte ein Mitspracherecht bei der Entwicklung einfachster, aber bezahlbarer Wohnungen haben. Da die Baupolitik und die Stadtplanung von Gewinnmaximierung regiert wird, das Gefälle zwischen Arm und Reich immer größer wird, bleibt für die Ausgegrenzten kein Platz. Sie bezeichnet es als „Kollateralschaden des Zusammenbruchs des autoritären zentralistischen Systems“. Mariana Celac ist dabei, wenn es um die Umsetzung partizipatorischer Modelle geht, sie und ihre Mitstreiter setzen darauf, zumindest eine funktionierende Infrastruktur zu errichten, um dann eine Minimalstandardbebauung folgen zu lassen. Dann verfügen die Menschen wenigstens über sauberes Wasser, Entwässerung, Elektrizität und Wärme.

Historisch ist sie eine der Mitgründer der „Gruppe für sozialen Dialog“, der profiliertesten rumänischen Bürgerrechtsorganisation. Heute hat sich die Gruppe fast  atomisiert, viele sind ins Ausland gegangen, andere haben Positionen innerhalb von Politik und Verwaltung übernommen. Mariana Celac findet für sich keine dieser Optionen attraktiv. Ihre Hoffnung sind die jungen Leute, ihre Studenten, die europaweit gereist und vernetzt sind. Die alten oppositionellen Kreise jedenfalls haben keine verbindlichen solidarischen Strukturen und im „neuen“ Rumänien keine Stimme.  

